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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

1. Abgeordneter 
Dr.-Ing. Rainer 
Jork 
(CDU/CSU) 

Was ist aus den „Wirtschaftspatenten" geworden, 
die vom ehemaligen Patentamt der DDR erteilt 
worden sind? 

2. Abgeordneter 
Hans-Joachim 
Hacker 
(SPD) 

Wie hoch ist die Zahl der seit dem 1. Januar 1990 
(jährlich) eingeleiteten Ermittlungsverfahren 
wegen des Verdachts einer Straftat gemäß §§ 86, 
86 a StGB (differenziert nach Bundesländern)? 

3. Abgeordneter 
Hans-Joachim 
Hacker 
(SPD) 

Wie hoch ist die Zahl der Verurteilungen wegen 
eines Verstoßes gegen die §§ 86, 86a StGB (diffe-
renziert nach Bundesländern) seit 1. Januar 1990 
(jährlich)? 

4. Abgeordneter 
Hermann 
Bachmaier 
(SPD) 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über Herkunft, Alter und Motivation der Ver-
dächtigen/Verurteilten? 

5. Abgeordneter 
Hermann 
Bachmaier 
(SPD) 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
rung über die Strafzumessungspraxis in Verfah-
ren wegen §§ 86, 86a StGB vor? 

6. Abgeordneter 
Dr. Eckhart 
Pick 
(SPD) 

Hält die Bundesregierung das Rechtsbewußtsein 
und die Rechtskenntnisse der Bevölkerung sowie 
der Polizeibeamten für hinreichend, um die Straf-
würdigkeit der Verwendung nationalsozialisti-
scher Kennzeichen zu erkennen und Verstöße 
gegen § 86 a StGB zu verfolgen? 

7. Abgeordneter 
Dr. Jürgen 
Meyer 
(Ulm) 
(SPD) 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie-
rung zu ergreifen, um die Bevölkerung und die 
Strafverfolgungsbehörden über den Inhalt der 
§§ 86 und 86a StGB und die Folgen eines Versto-
ßes gegen diese Vorschriften aufzuklären? 

8. Abgeordneter 
Dr. Jürgen 
Meyer 
(Ulm) 
(SPD) 

Welche weiteren — politischen und rechtlichen — 
Mittel  wird die Bundesregierung einsetzen, um 
— der Bedeutung des § 86 a StGB als Staatsgefähr-
dungsdelikt entsprechend — andere Begehungs-
formen (Herstellen, Vorrätighalten und Einfüh-
ren von Gegenständen, die verfassungswidrige 
Kennzeichen enthalten) zu unterbinden? 
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9. Abgeordnete 
Uta 
Würfel 
(F.D.P.) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Straf-
rechtskatalog nicht ausreicht, um Delikte gegen 
die sexuelle Selbstbestimmung der Frau wirksam 
zu betrafen? 

10. Abgeordnete 
Uta 
Würfel 
(F.D.P.) 

Wie gedenkt die Bundesregierung wirksame Mit-
tel im Strafrecht zu verankern, damit Straftaten, 
die die Intimsphäre der Frau mißachten und 
verletzen, strafrechtlich sanktioniert werden 
können? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 

11. Abgeordneter 
Otto 
Schily 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung den Bericht des Nach-
richtenmagazins DER SPIEGEL (Heft Nr. 45 vom 
2. November 1992, S. 18) bestätigen, in dem es 
heißt: „Arbeitsminister Norbert Blüm bestätigt 
das Gerede vom Staatsnotstand und seinen mög-
lichen Folgen: Wenn die SPD sich verweigere, 
werde das über den Staatsnotstand geregelt" ? 

12. Abgeordneter 
Norbert 
Gansel 
(SPD) 

Trifft es zu, daß das Mitglied der Bundesregie-
rung, Bundesminister Norbert Blüm, das Gerede 
vom Staatsnotstand und seinen möglichen Folgen 
bestätigt hat und erklärt hat, „Darüber ist gespro-
chen worden" , wenn die SPD sich verweigere, 
werde das „über den Staatsnotstand geregelt" 
(Darstellung und wörtliche Zitate aus dem 
SPIEGEL vom 2. November 1992), und wie 
bewertet die Bundesregierung die Äußerung des 
Bundesministers? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie 
und Senioren 

13. Abgeordneter 
Michael 
Habermann 
(SPD) 

Warum wurde die vom Institut für Sozialarbeit 
und Sozialpädagogik in Zusammenarbeit mit 
dem Bundesministerium für Familie und Senio-
ren geplante und für den 4. November 1992 ange-
kündigte Fachtagung „Verschämte Altersarmut" 
abgesagt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheit 

14. Abgeordneter 
Benno 
Zierer 
(CDU/CSU) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglich-
keit eines besonderen „Eigenhaft-Zuschlags" für 
Pkw- und Zweiradfahrer ab einem bestimmten 
Motorisierungsgrad (PS-Zahl) und für Extrem

-

Sportgeräte (Paraglider, Surfbretter, Hochalpin-
ausrüstungen etc.), der wegen des extrem hohen 
Unfall- und Pflegefallrisikos dieser Gruppen den 
Krankenkassen zur Verfügung gestellt wird? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

15. Abgeordneter 
Dr. Ilja 
Seifert 
(PDS/Linke Liste) 

Auf welche Umfrage in den östlichen Bundeslän-
dern bezog sich Bundesministerin Dr. Irmgard 
Schwaetzer in ihrer Rede im Deutschen Bundes-
tag am 10. September 1992, aus welcher hervor-
geht, „daß etwa die Hälfte der Menschen inzwi-
schen sieht, daß sich die Situation im Wohnungs-
bereich sichtbar verbessert"? 

16. Abgeordneter 
Dr. Ilja 
Seifert 
(PDS/Linke Liste) 

Wie sichert die Bundesregierung, daß Woh-
nungsunternehmen Ostdeutschlands aus den 
jetzt vorgesehenen Mietenanhebungen keine 
Rücklagen für die Altschulden bilden, um kredit-
fähig zu werden? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 

17. Abgeordneter 
Dr.-Ing. Rainer 
Jork 
(CDU/CSU) 

Was tut die Bundesregierung, um das vor-
handene Forschungspotential, insbesondere die 
Forschungs-GmbH, als Kern einer indust rie-
nahen Forschungslandschaft in den neuen Bun-
desländern zu sichern? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

18. Abgeordneter 
Jürgen 
Augustinowitz 
(CDU/CSU) 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung die mit der 
Verabschiedung des Delors-II-Papiers eintreten-
den Steuermindereinnahmen des Bundes von 
über 12 Milliarden DM (bis 1996) aufzufangen, 
und welche Auswirkungen ergeben sich für die 
mittelfristige Finanzplanung? 

19. Abgeordneter 
Jürgen 
Augustinowitz 
(CDU/CSU) 

Trifft es nach dem Buchstaben des Vertrages zu, 
daß Deutschland — gemäß des Artikels 109 j 
Abs. 4 des Vertrages über die Europäische 
Union — bei der Entscheidung bezüglich des Ein-
tritts in die dritte Stufe der Währungsunion von 
Staaten, welche die Konvergenzkriterien selber 
nicht erfüllen, überstimmt werden könnte, und 
Deutschland daraufhin — zusammen mit diesen 
Staaten — in die dritte Stufe eintreten müßte? 

20. Abgeordneter 
Norbert 

 Gansel 
(SPD) 

Besteht zwischen der einen Tatsache, daß die 
Oberfinanzdirektion Kiel Ermittlungsverfahren 
nach dem Außenwirtschaftsgesetz wegen der 
ungenehmigten Lieferung von U-Boot-Ferti-
gungsunterlagen nach Südafrika am 10. Februar 
1986 eingeleitet und am 5. November 1992 einge-
stellt hat, und der anderen Tatsache, daß am 
5. November 1992 im Deutschen Bundestag die 
Beantwortung meiner parlamentarischen An-
frage zu diesen Ermittlungsverfahren anstand, 
ein kausaler Zusammenhang, und in welcher 
Weise war die Bundesregierung mit der Einstel-
lung der Ermittlungsverfahren befaßt? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wi rtschaft  

21. Abgeordneter 
Klaus 
Harries 
(CDU/CSU) 

Wie beurteilt die Bundesregierung das von der 
EG als förderungswürdig anerkannte Projekt in 
Griechenland, das Flußbett des Acheloos zu ver-
setzen, und sind die Mitgliedsländer der EG bei 
der Beschlußfassung über die Vergabe von Struk-
turmitteln beteiligt? 

22. Abgeordneter 
Klaus 
Harries 
(CDU/CSU) 

Sind Behauptungen zutreffend, daß die Bundes-
republik Deutschland EG-Recht im wirtschaft-
lichen und Umweltbereich zügig umsetzt und 
anwendet, während andere EG-Konkurrenz

-

Länder dies im Interesse ihrer Wirtschaft nicht 
tun? 
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23. Abgeordnete 
Renate 
Schmidt 
(Nürnberg) 
(SPD) 

In welchem Umfang wurden in der ehemaligen 
Sowjetunion seit den 60er Jahren bis zum Jahr 
1988 atomare Sprengsätze bei der Gasförderung 

eingesetzt? 

24. Abgeordnete. 
Renate 
Schmidt 
(Nürnberg) 
(SPD) 

In welchen Mengen ist dadurch insbesondere 
radioaktives Krypton 85, Kohlenstoff 14 und 
Tritium in das Gas übergegangen, und welche 
Gefahr entstand dadurch bei den Gasendver-
brauchern (z. B. Haushalte in der Bundesrepublik 
Deutschland)? 

25. Abgeordnete] 
Horst 
Kubatschka 
(SPD) 

Welche Hilfen zur Reduzierung der Emissionen 
aus Kraftwerken der CSFR hat die Bundesregie-
rung zur Verfügung gestellt, und welche weite-
ren Mittel sind vorgesehen? 

26. Abgeordneter 
Horst 
Kubatschka 
(SPD) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die 
Liberalisierung des Endgerätemarktes für Tele-
fone und die Deckung der Nachfrage der Deut-
schen Bundespost TELEKOM über große deut-
sche Telefonhersteller, die kleinen und mittleren 
deutschen Telefonhersteller in ihrer Existenz 
stark gefährdet sind, und was wird sie dagegen 
unternehmen? 

27. Abgeordneter 
Reinhard 
Weis 
(Stendal) 
(SPD) 

Welche Schritte beabsichtigt die Bundesregie-
rung zu unternehmen, um der ukrainischen 
Regierung bei der Verwirklichung des Energie-
versorgungsprogramms zu helfen, welches die 
ukrainische Regierung in der vergangenen 
Woche mit der Erklärung, 1993 das Kernkraft-
werk Tschernobyl abschalten zu wollen, ange-
kündigt hat? 

28. Abgeordneter 
Reinhard 
Weis 
(Stendal) 
(SPD) 

Welche Hilfeersuchen der ukrainischen Regie-
rung wurden in dieser Hinsicht bereits an die 
Bundesregierung gerichtet? 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

29. Abgeordnete 
Uta 
Zapf 
(SPD) 

Um welche Modernisierungen handelt es sich, 
die für die in die Türkei zu liefernden Flugzeuge 
der Bundeswehr, RF-4E Phantom, von der Firma 
MBB/DASA vorgenommen werden, und auf wel-
che Kosten belaufen sich diese Umrüstungen? 
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30. Abgeordnete 
Uta 
Zapf 
(SPD) 

Welche militärischen Fähigkeiten werden diese 
umgerüsteten/modernisierten RF-4E Phantom 
bei Lieferungen an die Türkei haben, und ist eine 
Nachrüstung der RF-4E Phantom durch die Tür-
kei auf eine Kampfrollenbefähigung möglich? 

31. Abgeordneter 
Gernot 
Erler 
(SPD) 

Welche Überlegungen innerhalb des Bundes-
ministeriums der Verteidigung haben dazu ge-
führt, daß dem Bundesminister der Verteidigung 
in einer internen Entscheidungsvorlage neuer-
dings empfohlen wird, das Militärgeschichtliche 
Forschungsamt (MGFA) möglichst zusammen 
mit dem zum Bereich des Bundesministers des 
Innern gehörigen Bundesarchivs-Militärarchivs 
(Ba-Ma) aus Freiburg abzuziehen und nach Ber-
lin-Gatow (Berlin-West) zu verlegen, nachdem 
bisher stets mit Hinweis auf strukturpolitische 
Erwägungen zugunsten der neuen Bundesländer 
seitens des Bundesministeriums der Verteidi-
gung ein Umzug in die Villa Ingenheim nach 
Potsdam favorisiert wurde? 

32. Abgeordneter 
Gernot 
Erler 
(SPD) 

Welche Kosten würden für einen Neubau des 
MGFA auf dem Militärflughafen Berlin-Gatow, 
für die notwendige Zwischenunterbringung des 
Amtes bis zur Fertigstellung des Neubaus sowie 
für den Umzug von Freiburg nach Berlin entste-
hen im Vergleich zu der kostengünstigsten 
Lösung einer Unterbringung des MGFA in dem 
freiwerdenden französischen Stabsgebäude in 
Freiburg ( „Panzerkreuzer" ), wie sie aus for-
schungspolitischen wie sozialen Gründen seit 
langem von allen Vertretern der Stadt und des 
Landes sowie von den Freiburger Abgeordneten, 
egal welcher Partei sie angehören, nachdrücklich 
unterstützt wird? 

33. Abgeordneter 
Dr. Olaf 
Feldmann 
(F.D.P.) 

Wie viele französische Soldaten werden an den 
bisherigen Standorten in Deutschland jeweils im 
Jahr 1995 noch stationiert sein, und inwiefern 
wirkt die Bundesregierung darauf hin, daß der 
französische Truppenabzug dazu führt, daß 
möglichst viele städtebaulich und wirtschaftlich 
attraktive Standorte in Baden-Baden, Rastatt und 
Bühl einer zivilen Nutzung zugeführt werden 
können? 

34. Abgeordnete 
Doris 
Odendahl 
(SPD) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Zahl 
der eheähnlichen Lebensgemeinschaften, auch 
mit gemeinsamen Kindern, ständig zunimmt, und 
welche Schlußfolgerungen zieht sie daraus im 
Hinblick auf die Gleichbehandlung von verheira-
teten und nicht-verheirateten wehrpflichtigen 
Familienvätern, deren Einberufung zum Wehr-
dienst noch aussteht bzw. nicht unmittelbar nach 
der Musterung erfolgt ist? 
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35. Abgeordnete 
Doris 
Odendahl 
(SPD) 

Haben die Kreiswehrersatzämter für solche 
Lebensgemeinschaften entsprechende Richt-
linien, und auf welche Weise will die Bundesre-
gierung in Zukunft gewährleisten, daß die Kreis-
wehrersatzämter solche bezüglich einer 
flexiblen Einberufung von wehrpflichtigen 
Vätern — ob verheiratet oder unverheiratet — so 
nutzen, daß es zu einer bundesweiten Gleichbe-
handlung kommt? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

36. Abgeordneter 
Eckart 
Kuhlwein 
(SPD) 

Trifft ein Pressebericht (Frankfurter Runsdschau 
vom 3. November 1992) zu, nach dem der Vor-
stand der Deutschen Bundesbahn die Veröffent-

lichung eines kritischen Beitrags über den 
„Transrapid" in der Fachzeitschrift „Internatio-
nales Verkehrswesen" durch Druck auf den be-
amteten Autor verhindert hat, und welche Be-
weggründe hat der Vorstand der Deutschen Bun-
desbahn gegebenenfalls dafür gehabt? 

37. Abgeordneter 
Eckart 
Kuhlwein 
(SPD) 

Ist die Deutsche Bundesbahn bereit, der Ver-
öffentlichung des Beitrags eventuell in einer an-
deren Publikation bzw. Form zur Unterrichtung 
der Öffentlichkeit zuzustimmen, ohne daß dem 
Autor dadurch Nachteile entstehen? 

38. Abgeordnete 
Ulrike 
Mehl 
(SPD) 

Inwieweit ist es üblich, daß der Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn — wie im Fall eines kriti-
schen Beitrags zum „Transrapid" (Frankfurter 
Rundschau vom 3. November 1992) - auf Ver-
öffentlichungen von Mitarbeitern in Fachzeit-
schriften Einfluß nimmt, soweit sie nicht die offi-
zielle Auffassung ihres Dienstherrn vertreten? 

39. Abgeordnete 
Ulrike 
Mehl 
(SPD) 

Trifft es zu, daß der Autor in seinem Beitrag zum 
„Transrapid" zu dem Ergebnis kommt, der Ein-
satz „dieser neuen sehr speziellen und für den 
klassischen Güterverkehr ungeeigneten Spur-
führungstechnik inmitten eines dichten und 
modernisierungsfähigen Eisenbahn-Netzes" sei 
„nicht zu empfehlen" , und wie beurteilt die Bun-
desregierung diese Einschätzung? 
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40. Abgeordnete 
Dr. Margrit 
Wetzel 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung, daß der Vor-
stand der Deutschen Bundesbahn einem leiten-
den Mitarbeiter die Veröffentlichung eines kriti-
schen Beitrages zur Magnetschwebebahn 
„Transrapid" in der Fachzeitschrift „Internatio-
nales Verkehrswesen" verboten hat und der 
Bericht im letzten Moment aus dem Heft genom-
men wurde (vgl. Frankfurter Rundschau vom 
3. November 1992)? 

41. Abgeordneter 
Ottmar 
Schreiner 
(SPD) 

Inwieweit sind die erheblichen Anstrengungen 
der Belegschaft im Bundesbahnausbesserungs-
werk (BAW) Saarbrücken-Burbach für eine nach-
haltige Verbesserung der Wirtschaftlichkeit des 
Werkes bei der Entscheidung des Bahnvorstan-
des, das BAW Saarbrücken-Burbach auf die Liste 
der zu schließenden Werke zu setzen, gewürdigt 
worden? 

42. Abgeordneter 
Ottmar 
Schreiner 
(SPD) 

Welche Auswirkungen hat die Entscheidung des 
Bahnvorstandes auf die Zahl der Ausbildungs-
plätze und die Möglichkeiten der Übernahme 
dieser Auszubildenden nach ihrer Ausbildung? 

43. Abgeordnete 
Elke 
Ferner 
(SPD) 

Warum steht das Güterwagenausbesserungs-
werk Saarbrücken-Burbach nach dem Vorschlag 
des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn auf 
der Liste der zu schließenden Werke? 

44. Abgeordnete 
Elke 
Ferner 
(SPD) 

Inwieweit wurde bei den regional- und struktur-
politischen Kriterien die Tatsache berücksichtigt, 
daß das Verfassungsgerichtsurteil vom 27. Mai 
1992 zur extremen Haushaltsnotlage des Saar-
landes ausdrücklich eine stärkere Präsenz von 
Bundesbehörden und -einrichtungen im Saar-
land gefordert hat? 

45. Abgeordneter 
Michael 
Habermann 
(SPD) 

Wie viele derzeit im Bundesbahnausbesserungs-
werk (BAW) Kaiserslaute rn  beschäftigte Mitar-
beiter wohnen im Saarland, und wie viele könn-
ten bei Erhaltung des BAW Saarbrücken-Bur-
bach und der Erweiterung um die 3. Stufe der 
Radsatzaufbereitung nach Saarbrücken umge-
setzt werden? 

46. Abgeordnete 
Jutta 
Müller 
(Völklingen) 
(SPD) 

Welche Rolle hat bei dem Vorschlag des Vorstan-
des der Deutschen Bundesbahn, das Bundes-
bahnausbesserungswerk (BAW) Saarbrücken

-

Burbach  auf die Liste der zu schließenden Werke 
zu setzen, die Tatsache gespielt, daß im BAW 
Saarbrücken-Burbach bereits die Radsatzaufbe-
reitung existiert und für die Durchführung der 
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3. Stufe ca. 3 Millionen DM an Investitionsmitteln 
notwendig sind, während im Werk Kaiserslau-
tern, das derzeit nicht über eine Radsatzaufberei-
tung verfügt, rund 60 Millionen DM an Investi-
tionsmitteln aufgewendet werden müßten, um 
die Radsatzaufbereitung durchführen zu können, 
und wie kann ein um das 20fache höherer Inve-
stitionsbedarf unter bertriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten begründet werden? 

47. Abgeordnete 
Jutta 
Müller 
(Völklingen) 
(SPD) 

Welche betrieblichen und kalkulatorischen Ver-
gleichsdaten der Werke Kaiserslautern und Saar-
brücken-Burbach wurden bei der Entscheidung 
des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn, das 
BAW Saarbrücken-Burbach auf die Liste der zu 
schließenden Werke zu setzen, in die Entschei-
dung miteinbezogen, und wie sehen diese Ver-

gleichszahlen aus? 

48. Abgeordneter 
Lothar 
Fischer 
(Homburg) 
(SPD) 

Wie viele Mitarbeiter müßten nach Kaiserslau-
tern umgesetzt werden, und welche erhöhten 
Fahrzeiten zum Arbeitsplatz müßten diese Mitar-
beiter in Kauf nehmen, wenn dem Vorschlag des 
Vorstandes der Deutschen Bundesbahn, Bundes-
bahnausbesserungswerk (BAW) Saarbrücken

-

Burbach auf die Liste der zu schließenden Werke 
zu setzen, entsprochen würde? 

49. Abgeordneter 
Lothar 
Fischer 
(Homburg) 
(SPD) 

Wie viele Mitarbeiter müßten im umgekehrten 
Fall (Erhalt des Werkes in Burbach — Schließung 
des Werkes in Kaiserslautern) nach Saarbrücken 
umgesetzt werden, und wie würden sich dann die 
Fahrzeiten dieser Mitarbeiter zum und vom 
Arbeitsplatz erhöhen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 

50. Abgeordnete 
Monika 
Ganseforth 
(SPD) 

Warum liegt die seit Jahren diskutierte und seit 
Ende 1991 im Entwurf vorliegende Wärmenut-
zungsverordnung, deren Umsetzung ein hohes 
CO2-Minderungspotential weitgehend betriebs-
wirtschaftlich lohnend bewegen könnte, noch 
nicht vor, und wann ist mit der endgültigen 
Fassung und ihrem Inkrafttreten zu rechnen? 
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51. Abgeordneter 
Hans Georg 
Wagner 
(SPD) 

Wie ist die Äußerung von Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Dr. 
Klaus Töpfer, zu verstehen „Nachdem die SPD 
1982 Oppositionspartei im Deutschen Bundestag 
geworden ist, gibt es in diesem Land keinen ener-
giepolitischen Konsens" (Grußwort vor der Ge-
sellschaft für Reaktorsicherheit am 28. Oktober 
1992 in Berlin), angesichts der Tatsache, daß die 
sog. „Ueberhorst-Kommission" zur Findung 
eines energiepolitischen Konsenses im Haus-
haltsausschuß des Deutschen Bundestages er-
folgreich von der Fraktion der CDU/CSU blok-
kiert wird? 

52. Abgeordneter 
Hans Georg 
Wagner 
(SPD) 

Ist der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit angesichts der Blockie-
rung der „Ueberhorst-Kommission" durch seine 
Fraktion wirklich der Meinung, die Schwierigkei-
ten eines energiepolitischen Konsenses lägen in 
der „ideologisch-fundamentalistischen Ableh-
nung der friedlichen Nutzung der Kernenergie", 
wie er der SPD vorwirft? 

53. Abgeordneter 
Dr. Norbert 
Rieder 
(CDU/CSU) 

Kann die Bundesregierung Gerüchte bestätigen, 
daß derzeit in der Bundesrepublik Deutschland 
gebrauchte Anlagen zur chemischen Reinigung, 
die mit halogenierten Kohlenwasserstoffen 
arbeiten, aufgekauft werden, um in Drittländern 
zum Einsatz zu kommen? 

54. Abgeordneter 
Dr. Norbert 
Rieder 
(CDU/CSU) 

Sieht die Bundesregierung die Gefahr, daß durch 
den Betrieb solcher Anlagen in Drittländern die 
Bemühungen vieler Staaten, die klimaschäd-
lichen Treibhausgase zu reduzieren, unterlaufen 
werden, und sieht die Bundesregierung eine 
Möglichkeit, einer solchen negativen Entwick-
lung wirksam zu begegnen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

55. Abgeordneter 
Dr. Klaus 
Kübler 
(SPD) 

Welche konkreten Ergebnisse zur Verbesserung 
der Menschenrechtssituation in China und in 
Tibet hat der Besuch des Bundesministers des 
Auswärtigen, Dr. Klaus Kinkel, in der Volksrepu-
blik China gebracht, und wie bewertet die Bun-
desregierung die Ergebnisse? 
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56. Abgeordneter 
Dr. Klaus 
Kübler 
(SPD) 

Welche Haltung der Bundesregierung hat der 
Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Klaus 
Kinkel, bei seinem Besuch in Pakistan zur Kash-
mirfrage vertreten, und wird die Bundesregie-
rung ihrerseits Bemühungen unterstützen, daß es 
in absehbarer Zeit zu konkreten Verhandlungen 
zwischen Indien und Pakistan unter Beteiligung 
der Betroffenen zur Lösung des Kashmirproblems 
kommt? 

57. Abgeordneter 
Hans 
Wallow 
(SPD) 

Wie begründet die Bundesregierung ihre Weige-
rung, die von der ehemaligen Regierung der DDR 
eingegangenen Verpflichtungen zu überneh-
men, indem sie die vertraglich vereinbarten Lie-
ferungen von Milchpulver an Kuba nicht aus-
führt? 

58. Abgeordneter 
Hans 
Wallow 
(SPD) 

Welche konkreten Probleme sieht die Bundes-
regierung in den vom VN-Sondergesandten 
Mohammed Sahnoun als ineffizient kritisierten 
Hilfslieferungen für Somalia, der nach offizieller 
Rüge daraufhin zurückgetreten ist? 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

59. Abgeordneter 
Erich G. 
Fritz 
(CDU/CSU) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß eine große Zahl von Bürgerkriegsflüchtlin-
gen aus dem ehemaligen Jugoslawien, die in 
Familien untergebracht werden, aus dem Grund 
Asylantrag stellt (auch von Gemeinden so bera-
ten wird), um Sozialhilfe zu erhalten, wenn die 
Gastfamilie für den weiteren Unterhalt nicht 
mehr aufkommen kann? 

60. Abgeordneter 
Erich G. 
Fritz 
(CDU/CSU) 

Denkt die Bundesregierung an eine besondere 
Regelung für Bürgerkriegsflüchtlinge, die die 
Gemeinden entlasten und gleichzeitig die 
unrechtmäßige Einleitung von Asylverfahren 
ändern könnte? 

61. Abgeordneter 
Dr. Hans 
de With 
(SPD) 

Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, daß 
in jüngster Zeit die Verwendung nationalsozia-
listischer Kennzeichen im Sinne des § 86 a StGB 
(z. B. Hakenkreuze, „Hitler/Kühnen" -Gruß, Fah-
nen, Parolen etc.) bei öffentlichen Auftritten 
Rechtsradikaler (in Dresden und etlichen ande-
ren Städten) in besorgniserregender und beschä-
mender Weise zugenommen hat? 
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62. Abgeordneter 
Dr. Hans 
de With 
(SPD) 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 
daß trotz Verdachts einer Straftat nach § 86 a 
StGB in zahlreichen Fällen Polizeibeamte nicht 
eingeschritten sind, um die Fortsetzung dieses 
rechtswidrigen Handelns zu unterbinden und 
notwendige Ermittlungen nicht aufgenommen 
wurden? 

63. Abgeordneter 
Dr. Eckhart 
Pick 
(SPD) 

Durch welche Maßnahmen hat die Bundesregie-
rung in Verbindung mit den Landesregierungen 
sichergestellt, daß den bei öffentlichen Auftritten 
massenhaften Verletzungen des § 86 a StGB in 
Zukunft wirkungsvoll — präventiv und repressiv — 
entgegengetreten wird? 

64. Abgeordneter 
Freimut 
Duve 
(SPD) 

Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung beim 
Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und Inter-
nationale Studien (BIOst) in Köln eine Unter-
suchung über die Lage der rumänischen Roma in 
Auftrag gegeben hat? 

65. Abgeordneter 
Freimut 
Duve 
(SPD) 

Hat sich die Bundesregierung bei ihren Verhand-
lungen mit der rumänischen Regierung über den 
„Abschiebungsvertrag" ausschließlich der oben 
erwähnten Studie „Versuch über Geschichte, 
Gegenwart und soziale Probleme der Zigeuner 
Rumäniens" aus dem BIOst zu ihrer Information 
über die Situation der Roma bedient, oder haben 
ihr auch weitere Berichte vorgelegen? 

66. Abgeordneter 
Ludwig 
Stiegler 
(SPD) 

Wird die Bundesregierung das Angebot des 
Deutschen Anwaltvereins aufgreifen, wie bei den 
sogenannten Ostprojekten auch für die Beschleu-
nigung der Asylverfahren dazu bereite Rechtsan-
wälte auf Zeit einzusetzen, und welche Gesprä-
che wurden bisher mit dem Deutschen Anwalt

-

verein darüber geführt? 

67. Abgeordneter 
Adolf 
Ostertag 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Umstand, 
daß durch das derzeit noch geltende umständ-
liche und zeitaufwendige Verfahren zur gleich-
mäßigen Verteilung der Asylbewerber auf die 
Bundesländer nach dem alten Asylverfahrensge-
setz die Übererfüllung einzelner Länder wie 
Nordrhein-Westfalen nicht wirksam abgebaut 
wird, da diese im Rahmen der Vorabverteilung 
gleichzeitig wieder Neuankömmlinge aufneh-
men müssen, womit eine große finanzielle Mehr-
belastung für die betroffenen Länder und ihre 
Gemeinden verbunden ist, und wie will die Bun-
desregierung unmittelbar Abhilfe schaffen ange-
sichts der Tatsache, daß durch den langen 
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Zeitraum der noch erfolgenden endgültigen Ver-
teilung von zum Teil 6 bis 10 Monaten menschli-
che Härten, finanzielle Mehrbelastungen für die 
Sozialhilfeträger, doppelter verwaltungstechni-
scher Aufwand und Frustrationen bei den Betreu-
enden entstehen? 

68. Abgeordneter 
Adolf 
Ostertag 
(SPD) 

Warum kann die Bundesregierung das in dem 
neuen Asylverfahrensgesetz vom 26. Juni 1992 
bereits vorgesehene Verfahren eines sofortigen 
Länderquotenabgleichs durch eine zentrale Ver-
teilungsstelle des Bundes (§ 46 Abs. 2 Asylverfah-
rensgesetz neuer Fassung) erst zum 1. Ap ril 1993 
umsetzen, während zum Beispiel Nordrhein

-

Westfalen bei der landesinternen Verteilung auf 
seine Gemeinden ein entsprechendes Verfahren 
bereits praktiziert und die gleichmäßige Vertei-
lung durch zeitweise Zuteilungsstopps für über-
belastete Gemeinden erreicht, wodurch sich 
Umverteilungen erübrigen, und wie reagiert die 
Bundesregierung auf die mehrfach geäußerten 
Forderungen von Kommunen, Kirchengemein-
den, Bürgerinitiativen und des Landes Nord-
rhein-Westfalen, ein solches Verfahren auch im 
Verhältnis des  Bundes zu seinen Ländern einzu-
führen? 

Bonn, den 6. November 1992 




